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§ 1
Zuwendungsbegriff

(1) Zuwendungen sind Leistungen aus Haushaltsmitteln der Stadt an Dritte zur Erfüllung
bestimmter Zwecke.

(2) Zu den Zuwendungen gehören zweckgebundene Zuschüsse, Zuweisungen, Schulden-
diensthilfen und andere nicht rückzahlbare Leistungen sowie zweckgebundene Darlehen
und andere bedingt oder unbedingt rückzahlbare Leistungen.

Bedingt rückzahlbare Leistungen sind alle Zuwendungen, deren Rückzahlung in dem
Zuwendungsbescheid an den Eintritt eines künftigen ungewissen Ereignisses gebunden
ist. Die Ausübung des Widerrufvorbehaltes für den Fall der nicht zweckentsprechenden
oder unwirtschaftlichen Verwendung oder des Widerrufs für den Fall der erschlichenen
Zuwendung fällt nicht darunter.

(3) Keine Zuwendungen sind insbesondere Sachleistungen, Leistungen, auf die der
Empfänger einen dem Grund und der Höhe nach unmittelbar durch Rechtsvorschriften
begründeten Anspruch hat, Ersatz von Aufwendungen, Entgelte aufgrund von Verträgen
(z. B. Kauf-, Miet-, Pachtverträge sowie sonstige gegenseitige Verträge, denen eine für
das Geld zu erbringende Leistung des Vertragspartners gegenübersteht), satzungsge-
mäße Mitgliedsbeiträge, Pflichtumlagen und ähnliches.

§ 2
Zuwendungsarten

Folgende Zuwendungsarten werden unterschieden:

1. Zuwendungen zur Deckung der gesamten Ausgaben oder eines nicht abgegrenzten
Teils der Ausgaben des Zuwendungsempfängers (institutionelle Förderung).

2. Zuwendungen zur Deckung von Ausgaben des Zuwendungsempfängers für einzelne
zeitlich und sachlich abgegrenzte Vorhaben (Projektförderung),

§ 3
Finanzierungsart, Zuwendungshöhe

(1) Vor der Bewilligung der Zuwendung ist zu prüfen, welche Finanzierungsart unter
Berücksichtigung der Interessenlagen der Stadt und des Zuwendungsempfängers den
Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und der Sparsamkeit am besten entspricht.

(2) Die Zuwendung ist grundsätzlich nur zur Teilfinanzierung des zu erfüllenden Zwecks
zu bewilligen, und zwar:

- nach einem bestimmten v.H.-Satz oder Anteil der zuwendungsfähigen Ausgaben (An-
teilsfinanzierung); die Zuwendung ist bei der Bewilligung auf einen Höchstbetrag zu be-
grenzen;

oder

- zur Deckung eines Fehlbedarfes, der insoweit verbleibt, wie der Zuwendungsempfän-
ger die zuwendungsfähigen Ausgaben nicht durch eigene oder fremde Mittel decken
kann (Fehlbedarfsfinanzierung); die Zuwendung ist bei der Bewilligung auf einen
Höchstbetrag zu begrenzen;
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oder

- in geeigneten Fällen mit einem festen Betrag an den zuwendungsfähigen Gesamtko-
sten (Festbetragsfinanzierung); dabei kann die Zuwendung auch auf das Vielfache eines
Betrages festgesetzt werden, der sich für eine bestimmte Einheit ergibt.

(3) Eine Zuwendung darf ausnahmsweise zur Vollfinanzierung bewilligt werden, wenn der
Zuwendungsempfänger an der Erfüllung des Zwecks kein oder nur ein geringes Interes-
se hat, das gegenüber dem Interesse der Stadt nicht ins Gewicht fällt oder wenn die
Zweckerfüllung nur bei Übernahme sämtlicher zuwendungsfähiger Ausgaben möglich
ist. Die Zuwendung ist bei der Bewilligung auf einen Höchstbetrag zu begrenzen.

(4) Eigenmittel sollen eingebracht werden. Nachträgliche Finanzierungserleichterungen
durch Ausgabenersparnisse bzw. Beibringung von Drittmitteln (z. B. höhere Eintrittsgel-
der, Zuschüsse, Spenden, etc.) können dem Antragsteller angerechnet werden.

(5) Die Umsatzsteuer, die nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes (UStG 1980) als Vorsteuer
abziehbar ist, gehört nicht zu den zuwendungsfähigen Ausgaben.

(6) Bei der Festlegung der Zuwendungshöhe werden die Ausgaben des Zuwendungs-
empfängers unberücksichtigt gelassen, die darauf zurückzuführen sind, daß die Ein-
gruppierungen oder die Vergütungen der Beschäftigten höher sind als die Eingruppie-
rungen oder die Vergütungen vergleichbarer städt. Bediensteter nach den tariflichen Be-
stimmungen wären, wenn die entsprechenden Aufgaben von der Stadt wahrgenommen
würden. Diese Einschränkung für die Zuwendungsgewährung gilt ferner dann, wenn der
Zuwendungsempfänger für die Aufgabenerledigung mehr Beschäftigte einsetzt als dies
die Stadt tun würde.

§ 4
Allgemeine Bewilligungsvoraussetzungen

(1) Zuwendungen dürfen nur bewilligt werden, wenn der Zuwendungszweck durch die
Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder sonstigen Gewährleistungen nicht er-
reicht werden kann und die Stadt an der Erfüllung durch Dritte ein erhebliches Interesse
hat, das ohne die Zuwendung nicht oder nicht in notwendigem Umfang befriedigt werden
kann. Nicht rückzahlbare Zuwendungen sollen nur bewilligt werden, soweit der Zweck
nicht durch unbedingt oder bedingt rückzahlbare Zuwendungen erreicht werden kann.

(2) Zuwendungen dürfen nur solchen Empfängern bewilligt werden, bei denen eine
ordnungsgemäße Geschäftsführung gesichert erscheint und die in der Lage sind, die
Verwendung der Mittel bestimmungsgemäß nachzuweisen.

(3) Zuwendungen zur Projektförderung dürfen grundsätzlich nur für solche Vorhaben
bewilligt werden, die noch nicht begonnen worden sind. Als Vorhabensbeginn ist grund-
sätzlich der Abschluß eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder Lei-
stungsvertrages zu werten. Bei Baumaßnahmen gelten Planung, Bodenuntersuchung
und Grunderwerb nicht als Vorhabensbeginn. Bei einem vorzeitigem Vorhabensbeginn
ist eine schriftliche Anzeige gegenüber der Stadt erforderlich. Mit der Anzeige des vor-
zeitigen Vorhabensbeginns wird kein Anspruch auf eine spätere Zuwendung begründet.

(4) Zuwendungen dürfen nur bewilligt werden, wenn die Gesamtfinanzierung sichergestellt
ist.
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(5) Aus der Bewilligung einer Zuwendung kann nicht geschlossen werden, daß auch in den
künftigen Haushaltsjahren mit einer Förderung gerechnet werden kann. Bei der institu-
tionellen Förderung ist ein entsprechender Hinweis in den Bewilligungsbescheid aufzu-
nehmen.

§ 5
Antragsverfahren

(1) Für die Bewilligung einer Zuwendung bedarf es eines schriftlichen Antrags des
Zuwendungsempfängers. Anträge auf Zuwendungen müssen die zur Beurteilung der
Notwendigkeit und Angemessenheit der Zuwendung erforderlichen Angaben enthalten.
Der Zuwendungsempfänger hat die im Antrag enthaltenen Angaben auf Verlangen durch
geeignete Unterlagen zu belegen.

(2) Dem Antrag sind insbesondere beizufügen:

- bei institutioneller Förderung (vgl. § 2 Nr. 1) ein Haushalts- oder Wirtschaftsplan und
ggf. eine Überleitungsrechnung,

- bei Projektförderung (vgl. § 2 Nr. 2) ein Finanzierungsplan (aufgegliederte Berechnung
der mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Ausgaben mit einer Übersicht
über die beabsichtigte Finanzierung).

- eine Erklärung darüber, ob der Zuwendungsempfänger allgemein oder für das betref-
fende Vorhaben zum Vorsteuerabzug nach § 15 UStG 1980 berechtigt ist. In diesem Fall
hat er im Finanzierungsplan oder Haushalts- oder Wirtschaftsplan die sich ergebenden
Vorteile auszuweisen.

(3) Für die Gewährung von Zuwendungen im Rahmen der Jugendhilfe können nach
Maßgabe der vom Jugendhilfeausschuß gemäß § 15 KJHG (§ 9 der Satzung des Ju-
gendamtes) zu beschließenden Besonderen Förderungsrichtlinien Sammelanträge
(Bündelung mehrerer Einzelanträge auf Projektförderung) gestellt werden.

§ 6
Antragsprüfung

(1) Die Prüfung des Antrages obliegt dem Amt, das den Haushaltsansatz bewirtschaftet,
aus dem die Zuwendung gezahlt werden soll (zuständiges Amt).

(2) Das Ergebnis der Antragsprüfung ist in einem besonderen Vermerk festzuhalten. Dabei
kann auf andere Unterlagen (Antrag, Zuwendungsbescheid) verwiesen werden. In dem
Vermerk soll insbesondere auf die Notwendigkeit und Angemessenheit der Zuwendung
eingegangen werden sowie auf

- die Beteiligung anderer Ämter (auch in fachtechnischer Hinsicht),

- den Umfang der zuwendungsfähigen Ausgaben

- die Wahl der Finanzierungsart

- die Sicherung der Gesamtfinanzierung

- die finanzielle Auswirkung auf künftige Haushaltsjahre
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(3) Bei Zuwendungen für Baumaßnahmen sind die fachlich zuständigen Ämter der Ver-
waltung zu beteiligen. Von einer Beteiligung darf abgesehen werden, wenn die für eine
Baumaßnahme vorgesehene Zuwendung 10 000,00 DM nicht übersteigt.

§ 7
Bewilligung

Für die Bewilligung der Zuwendungen gelten die Zuständigkeitsregelungen der Niedersächsi-
schen Gemeindeordnung (NGO) unter Berücksichtigung der Ratsrichtlinie gemäß § 40 Abs. 1
Nr. 1 NGO in der jeweils gültigen Fassung.

§ 8
Zuwendungsbescheid

(1) Die Zuwendungen werden regelmäßig durch schriftlichen Bescheid bewilligt. Soweit dem
Antrag des Zuwendungsempfängers nicht entsprochen wird, ist dies erforderlichenfalls
zu begründen (§ 39 VwVfG).

(2) Der Zuwendungsbescheid muß insbesondere enthalten:

- die genaue Bezeichnung des Zuwendungsempfängers,

- Art (§ 2) und Höhe der Zuwendung,

- die genaue Bezeichnung des Zuwendungszwecks und, wenn mit Hilfe der Zuwendung
Gegenstände erworben oder hergestellt werden, ggf. die Angabe, wie lange diese für
den Zuwendungszweck gebunden sind.

- bei Förderung desselben Zwecks durch mehrere öffentliche Stellen, die ausdrückliche
Benennung der Stelle, gegenüber der der Verwendungsnachweis zu erbringen ist,

- die Finanzierungsart (§ 3 Abs. 2) und den Umfang der zuwendungsfähigen Ausgaben,

- den Bewilligungszeitraum; dieser kann bei Zuwendungen zur Projektförderung über
das laufende Haushaltsjahr hinausgehen, soweit hierfür eine haushaltsrechtliche Er-
mächtigung vorhanden ist,

- soweit zutreffend, die Anforderung einer Überleitungsrechnung auf Einnahmen und
Ausgaben,

- die anzuwendenden Nebenbestimmungen und etwaige Abweichungen (§ 9),

- und grundsätzlich eine Rechtsbehelfsbelehrung.

Bei Zuwendungen zur Projektförderung kann das zuständige Amt den Zuwendungs-
empfänger auffordern, an geeigneter Stelle einen Hinweis auf die städtische Finanzhilfe
anzubringen.

(3) Stellt sich beispielsweise aufgrund einer Mitteilung des Zuwendungsempfängers heraus,
daß der Zuwendungszweck mit der bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen ist, hat das
zuständige Amt zu prüfen, ob das Vorhaben eingeschränkt, umfinanziert oder notfalls
eingestellt wird oder ob die Zuwendung ausnahmsweise erhöht werden kann.
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§ 9
Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid

(1) Allgemeine Nebenbestimmungen im Sinne des § 36 VwVfG für Zuwendungen zur
institutionellen Förderung und zur Projektförderung ergeben sich aus den  Anlagen 1
und 2. Sie sind grundsätzlich unverändert zum Bestandteil des Zuwendungsbescheides
zu machen.

(2) Das nach § 6 Abs. 1 zuständige Amt darf

- bei institutioneller Förderung die Verwendung von Mitteln eines Ansatzes des Haus-
halts- oder Wirtschaftsplans für Zwecke eines anderen Ansatzes (echte und unechte
Deckung) zulassen, der Ansammlung oder Beibehaltung von Betriebsmittelrücklagen bis
zu einer im Einzelfall angemessenen Höhe - regelmäßig bis zu den üblicherweise in
zwei Monaten anfallenden Personal- und Sachausgaben - zustimmen sowie die Bildung
von Rückstellungen gestatten,

- bei Projektförderung im Einzelfall eine Überschreitung der Einzelansätze des  Finanzie-
rungsplans um mehr als 20 v. H. zulassen, soweit die Überschreitung durch entspre-
chende Einsparungen bei anderen Einzelansätzen ausgeglichen werden kann, sowie bei
Vorliegen besonderer Umstände Fristen für die Vorlage des Verwendungsnachweises
abweichend von den Allg. Nebenbestimmungen festlegen und auf die Vorlage von Bele-
gen verzichten. Im Bereich der Jugendhilfe kann in einem Zuwendungsbescheid, der auf
einen Sammelantrag nach § 5 Abs. 3 ergeht, gestattet werden, daß die geförderten Ein-
zelvorhaben hinsichtlich ihrer Dauer und Teilnehmerzahl verändert und gegeneinander
ausgetauscht werden dürfen, wenn dadurch der Gesamtbetrag der bewilligten Einzelzu-
wendungen nicht überschritten wird.

-  eine Bürokostenpauschale (laufende Kosten, insbesondere Telefonkosten, Büromate-
rial) in Höhe von 3 v. H. der zuwendungsfähigen Sachausgaben, höchstens jedoch 3
000 DM ohne Einzelbeleg anerkennen, wobei bei demselben Zuwendungsempfänger
die Pauschale entweder nur im Rahmen der institutionellen Förderung oder im Rahmen
der Projektförderung Berücksichtigung finden kann. Sollen darüber hinausgehende Be-
träge geltend gemacht werden, ist der Gesamtbetrag durch Einzelnachweis zu belegen.

(3) Über die Allgemeinen Nebenbestimmungen hinaus ist je nach Art, Zweck und Höhe der
Zuwendung sowie nach Lage des einzelnen Falles im Zuwendungsbescheid insbeson-
dere zu regeln:

- bei nicht rückzahlbaren Zuwendungen der Vorbehalt dinglicher Rechte an Gegenstän-
de zur Sicherung der zweckentsprechenden Verwendung oder eines etwaigen Rückfor-
derungsanspruches,

- bei bedingt oder unbedingt rückzahlbaren Zuwendungen die Rückzahlung und Verzin-
sung sowie die Sicherung des Rückzahlungsanspruches,

- bei Zuwendungen für die Herausgabe von Veröffentlichungen die Lieferung einer an-
gemessenen Zahl von Freistücken,

- die Einräumung von Benutzungsrechten an Schutzrechten, die Übertragung von
Schutzrechten auf die Stadt oder ihre angemessene Beteiligung an den Erträgen aus
diesen Rechten,
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- bei Zuwendungen für Forschungs- und sonstige wissenschaftliche Arbeiten die Nutz-
barmachung der Ergebnisse für die Allgemeinheit, z. B. durch Veröffentlichungen,

- die Beteiligung fachtechnisch zuständiger Ämter,

- der unentgeltliche Besuch einer Einrichtung oder Veranstaltung durch städtische Be-
dienstete oder Beauftragte zu Prüfzwecken,

- Besonderheiten hinsichtlich des Verwendungsnachweises, dabei kann das zuständige
Amt die Auszahlung eines Restbetrages (im Regelfall 5 v. H. der Zuwendung) von der
Vorlage des Verwendungsnachweises abhängig machen,

- bei Zuwendungen an Unternehmen die Prüfung auch der zweckentsprechenden sowie
der wirtschaftlichen und sparsamen Verwendung der Zuwendungen durch einen sach-
verständigen Prüfer, z. B. Wirtschaftsprüfer und die Vorlage des Berichts über diese
Prüfung,

- bei institutioneller Förderung, und in geeigneten Fällen bei Projektförderung, ob eine
Auszahlung von Teilbeträgen zu bestimmten kalendermäßig festgelegten Terminen in
Betracht kommt.

(4) In geeigneten Fällen ist der Zuwendungsbescheid mit dem Vorbehalt zu versehen,
daß die Förderung aus zwingenden Gründen ganz oder teilweise eingestellt werden
kann (insoweit Widerruf nach § 49 Abs. 2 Nr. 1 in Verbindung mit § 36 Abs. 2 Nr. 3
VwVfG). Der Stadtkämmerer kann aus zwingenden haushaltswirtschaftlichen Gründen
das Einfügen eines derartigen Vorbehalts verlangen.

§ 10
Öffentlich-rechtliche Verträge

In Ausnahmefällen können Zuwendungen im Rahmen öffentlich-rechtlicher Verträge gewährt
werden. Die Bestimmungen dieser Richtlinie gelten für diese Form der Zuwendungsgewährung
sinngemäß.

§ 11
Abstimmung mit anderen Bewilligungsbehörden

Sollen für denselben Zweck Zuwendungen sowohl von der Stadt als auch von anderen öffentli-
chen Stellen bewilligt werden, hat sich das zuständige Amt vor der Bewilligung mit den anderen
Bewilligungsbehörden soweit wie möglich abzustimmen über

- die zu finanzierenden Maßnahmen,

- die Finanzierungsart und die Höhe der Zuwendungen,

- Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid,

- die Beteiligung der fachlich zuständigen Ämter der Verwaltung bei Baumaßnahmen

- den Verwendungsnachweis und seine Prüfung nach Maßgabe dieser Richtlinie.
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§ 12
Auszahlung der Zuwendung

(1) Die Zuwendung darf erst dann ausgezahlt werden, wenn der Zuwendungsbescheid
wirksam geworden ist. Soll die Zuwendung zu einem späteren Zeitpunkt ausgezahlt
werden, sind die Gründe in einem Aktenvermerk festzuhalten.

(2) Die Zuwendung darf nur insoweit und nicht eher ausgezahlt werden, als sie voraus-
sichtlich innerhalb von zwei Monaten nach Auszahlung für fällige Zahlungen im Rahmen
des Zuwendungszwecks benötigt wird, sofern nicht Teilbeträge zu festgelegten Termi-
nen zugelassen sind (vgl. § 9 Abs. 3).

(3) Bei Projektförderung längerfristiger Vorhaben sollen nur Teilbeträge ausgezahlt und die
Auszahlung davon abhängig gemacht werden, daß die Verwendung der bereits gezahl-
ten Teilbeträge in summarischer Form nachgewiesen wird. Wird der Zuwendungsbetrag
in einer Summe ausgezahlt, sind die Gründe hierfür aktenkundig zu machen.

§ 13
Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf des Zuwendungsbescheides und

Rückforderung der Zuwendung

Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf von Zuwendungsbescheiden sowie als Folge hiervon
die Rückforderung der Zuwendungen incl. der zu entrichtenden Zinsen richten sich nach dem
Verwaltungsverfahrensrecht (vgl. insbesondere § 49 a Nds. VwVfG, §§ 48, 49 VwVfG) oder
anderen Rechtsvorschriften sowie den Allgemeinen Nebenbestimmungen (Anlage 1 oder Anla-
ge 2) als Bestandteil des Zuwendungsbescheides. Die erforderlichen Verwaltungsakte sind un-
ter Angabe der Rechtslage schriftlich zu begründen (§ 39 VwVfG).

§ 14
Nachweis der Verwendung

(1) Das zuständige Amt hat von dem Zuwendungsempfänger den Nachweis der Ver-
wendung entsprechend dem Zuwendungsbescheid (einschließlich der Nebenbestim-
mungen) zu verlangen.

(2) Werden für denselben Zweck Zuwendungen sowohl von der Stadt als auch von anderen
öffentlichen Stellen bewilligt, soll nach näherer Vereinbarung der Verwendungsnachweis
und ggf. der Zwischennachweis nur gegenüber einer Stelle erbracht werden. Im allge-
meinen wird die Stelle in Betracht kommen, welche die größte Zuwendung bewilligt hat
oder die dem Sitz des Zuwendungsempfängers am nächsten liegt. Beträgt die Zuwen-
dung der Stadt mehr als 100 000 DM, ist das Rechnungsprüfungsamt vor dem Abschluß
der Vereinbarung zu hören. In jedem Fall ist es von einer getroffenen Vereinbarung zu
unterrichten.

§ 15
Prüfung des Verwendungsnachweises

(1) Das zuständige Amt hat unverzüglich nach Eingang des Zwischen- oder Verwendungs-
nachweises zu prüfen, ob

- der Zwischen- oder Verwendungsnachweis den im Zuwendungsbescheid (einschl. der
Nebenbestimmungen) festgelegten Anforderungen entspricht,

- die Zuwendung nach den Angaben im Zwischen- oder Verwendungsnachweis und ggf.
den beigefügten Belegen zweckentsprechend verwendet worden ist,
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- der mit der Zuwendung beabsichtigte Zweck erreicht worden ist.

(2) Ggf. sind Ergänzungen oder Erläuterungen zu verlangen und örtliche Erhebungen
durchzuführen. Vorgelegte Belege sind nach der Einsichtnahme mit einem Prüfungs-
vermerk zu versehen und an den Zuwendungsempfänger zurückzugeben.
Auf die Jahresfrist nach § 48 Abs. 4, § 49 VwVfG ist besonders zu achten.

(3) Der Umfang und das Ergebnis der Prüfung sind in einem Vermerk
(Prüfungsvermerk) niederzulegen. Dem Rechnungsprüfungsamt ist unaufgefordert eine
Ausfertigung des Prüfvermerks zu übersenden, soweit sich bei der Prüfung wesentliche
Feststellungen ergeben.

§ 16
Weitergabe von Zuwendungen durch den Zuwendungsempfänger

Wird im Zuwendungsbescheid vorgesehen, daß der Zuwendungsempfänger die Zuwendung zur
Erfüllung des Zuwendungszwecks an Dritte als weitere Zuwendungsempfänger weiterleiten
darf, so ist im Zuwendungsbescheid festzulegen, unter welchen Voraussetzungen der Zuwen-
dungsempfänger die Beträge weiterleiten darf und wie die zweckentsprechende Verwendung
ihm gegenüber nachzuweisen ist. Hierbei ist sicherzustellen, daß die für den Zuwendungs-
empfänger maßgebenden Bestimmungen des Zuwendungsbescheides (einschließlich der Ne-
benbestimmungen), soweit zutreffend, auch dem Dritten auferlegt werden.

§ 17
Verfahrenserleichterungen

Beträgt die Zuwendung bei einer institutionellen Förderung für ein Haushaltsjahr oder bei einer
Projektförderung weniger als 10 000 DM, können bei der Anwendung der §§ 1 - 16 im Einzelfall
Erleichterungen zugelassen werden. Das gleiche gilt unabhängig von der Höhe des Betrages
für die Gewährung von Zuwendungen zur Jugendhilfe und zur Altenkreisarbeit. Ein der Sachla-
ge angemessener Verwendungsnachweis ist jedoch unerläßlich; er muß im Falle einer Projekt-
förderung zumindest die Anforderungen an den einfachen Verwendungsnachweis erfüllen (vgl.
Anlage 2, Nr. 5.6).

§ 18
Besondere Regelungen

Grundsätzliche Zweifelsfragen sowie Fragen von erheblicher finanzieller Bedeutung, die sich
bei der Anwendung dieser Richtlinie ergeben, sind im Einvernehmen mit der Stadtkämmerei zu
klären. Soweit diese Regelungen den Verwendungsnachweis betreffen, ist auch das Einver-
nehmen mit dem Rechnungsprüfungsamt herzustellen.

§ 19
Ausnahmen

Die Bestimmungen dieser Richtlinie gelten nicht für die Aufwendungsdarlehen und die Aufwen-
dungszuschüsse, die im Rahmen der Wohnungsbauförderung gewährt werden. Ferner sind von
den vorstehenden Regelungen ausgenommen die Zuwendungen an

- die wirtschaftlichen Unternehmen der Stadt,

- die wirtschaftlichen Unternehmen, an denen die Stadt beteiligt ist,

- das Land Niedersachsen für das Staatstheater Braunschweig,
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- die freien Träger der Jugendhilfe zur laufenden Förderung von Kindertagesstätten,

- die Betriebsträger städtischer Kindertagesstätten,

- die Sportvereine zur Unterhaltung von Sportanlagen,

- die Zuwendungsempfänger im Bereich des Beschäftigungsbetriebs Hilfe zur Arbeit. Bei Quali-
fizierungsmaßnahmen gilt diese Ausnahmeregelung nicht.

§ 20
Inkrafttreten

Diese Richtlinien treten mit dem 01.01.1999 in Kraft. Mit dem gleichen Tag treten entgegenste-
hende städtische Bestimmungen außer Kraft.
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Anlage 1
Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur institutionellen Förderung

Die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur institutionellen Förderung enthal-
ten Nebenbestimmungen (Bedingungen und Auflagen) im Sinne des § 36 Verwaltungsverfah-
rensgesetz (VwVfG) sowie notwendige Erläuterungen. Sie sind Bestandteil des Zuwendungs-
bescheides, soweit dort nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist.

1 Anforderung und Verwendung der Zuwendung

1.1 Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuwendungsbescheid bestimmten Zwecks
verwendet werden. Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden.

1.2 Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (Zuwendungen,
Leistungen Dritter) und die Eigenmittel des Zuwendungsempfängers sind als Dek-
kungsmittel für alle Ausgaben einzusetzen. Der Haushalts- oder Wirtschaftsplan ein-
schließlich Organisations- und Stellenplan ist verbindlich.

1.3 Die Zuwendung darf nicht für Ausgaben angefordert oder verwendet werden, die
entstehen, weil die Eingruppierungen oder die Vergütungen der Beschäftigten des Zu-
wendungsempfängers höher sind als die Eingruppierungen oder die Vergütungen ver-
gleichbarer städtischer Bediensteter nach den tariflichen Bestimmungen wären, wenn
die entsprechenden Aufgaben von der Stadt wahrgenommen würden. Das gleiche gilt,
wenn Ausgaben darauf zurückzuführen sind, daß der Zuwendungsempfänger für die
Aufgabenerledigung mehr Beschäftigte einsetzt, als dies die Stadt tun würde.

1.4 Die Zuwendung darf nur insoweit und nicht eher angefordert werden, als sie innerhalb
von zwei Monaten nach der Auszahlung für fällige Zahlungen benötigt wird. Die Anforde-
rung jedes Teilbetrages muß die zur Beurteilung des Mittelbedarfs erforderlichen Anga-
ben enthalten.

1.5 Rücklagen dürfen nicht gebildet werden. Dem steht die Beibehaltung oder die An-
sammlung einer Betriebsmittelrücklage bis zu einer im Einzelfall angemessenen Höhe -
regelmäßig bis zu den üblicherweise in zwei Monaten anfallenden Personal- und Sach-
ausgaben - zum Jahresende nicht entgegen, soweit sie aus Liquiditätsgründen erforder-
lich ist. Die Bildung von Rückstellungen bedarf der ausdrücklichen Zustimmung der
Stadt.

2 Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung

Ermäßigen sich die nach der Bewilligung in dem Haushalts- oder Wirtschaftsplan veran-
schlagten Gesamtausgaben, erhöhen sich die Deckungsmittel oder treten neue hinzu,
so kann sich die Zuwendung

2.1 bei Anteilsfinanzierung anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber
und den vorgesehenen sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfängers,

2.2 bei Festbetrags-, Fehlbedarfs- und Vollfinanzierung in der Regel um den hälftigen in
Betracht kommenden Betrag ermäßigen (vgl. § 3 Abs. 4 der Zuwendungsrichtlinien).

Dies gilt (mit Ausnahme der Vollfinanzierung) nur, wenn sich die Gesamtausgaben oder
die Deckungsmittel um 2,5 v. H. oder mehr ändern, mindestens jedoch um 1 000 DM.
Tritt der Fall der Überfinanzierung ein, so ist die Zuwendung in Höhe des über die Ge-
samtausgaben hinausgehenden Betrages zurückzufordern. Zweckgebundene Spenden
werden von dieser Regelung nicht erfaßt.
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3 Inventarisierungspflicht

Der Zuwendungsempfänger hat Gegenstände, deren Anschaffungs- oder Herstellungs-
wert 800 DM übersteigt, zu inventarisieren. Soweit aus besonderen Gründen die Stadt
Eigentümer ist oder wird, sind die Gegenstände in dem Inventar besonders zu kenn-
zeichnen.

4 Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, unverzüglich der Stadt anzuzeigen, wenn

4.1 er nach Vorlage des Haushalts- oder Wirtschaftsplanes weitere Zuwendungen bei
Dritten beantragt oder von ihnen erhält oder wenn sich eine Ermäßigung der Gesamt-
ausgaben oder eine Änderung der Finanzierung um 2,5 v. H. oder mehr, mindestens je-
doch 1 000 DM ergibt,

4.2 für die Bewilligung der Zuwendung maßgebliche Umstände sich ändern oderwegfallen,

4.3 die abgerufenen oder ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von zwei Monaten nach
Auszahlung verbraucht werden können.

5 Buchführung

5.1 Die Kassen- und Buchführung sowie die Ausgestaltung der Belege sind entsprechend
den Regeln des kommunalen Haushaltsrechts einzurichten; es sei denn, daß die Bücher
nach den für Bund oder Land geltenden entsprechenden Vorschriften oder nach den
Regeln der kaufmännischen doppelten Buchführung bzw. als einfache Einnahme-/
Ausgaberechnung geführt werden.

5.2 Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen Angaben und Anlagen enthalten,
die Ausgabebelege insbesondere die Zahlungsempfänger, Grund und Tag der Zahlung,
den Zahlungsbeweis und bei Gegenständen den Verwendungszweck.

5.3 Der Zuwendungsempfänger hat die Belege fünf Jahre nach Vorlage des Ver-
wendungsnachweises aufzubewahren, soweit nicht nach steuerrechtlichen oder anderen
Vorschriften eine längere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist.

6 Nachweis der Verwendung

6.1 Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf des
Haushalts- oder Wirtschaftsjahres nachzuweisen (Verwendungsnachweis).
Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen
Nachweis.

6.2 In dem Sachbericht sind die Tätigkeit des Zuwendungsempfängers sowie das erzielte
Ergebnis im abgelaufenen Haushalts- oder Wirtschaftsjahr darzustellen.Tätigkeits-, Ge-
schäfts-, Abschluß- und Prüfungsberichte sind beizufügen.

6.3 Der zahlenmäßige Nachweis besteht aus der Jahresrechnung oder bei kaufmännischer
doppelter Buchführung dem Jahresabschluß (Bilanz, Gewinnund Verlustrechnung und
auf Verlangen der Stadt eine Überleitungsrechnung auf Einnahmen und Ausgaben). Die
Jahresrechnung muß alle Einnahmen und Ausgaben des abgelaufenen Haushaltsjahres
in der Gliederung des Haushalts- oder Wirtschaftsplanes enthalten sowie das Vermögen
und die Schulden zu Beginn und Ende des Haushaltsjahres ausweisen.
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6.4 Ist neben der institutionellen Förderung auch eine Zuwendung zur Projektförderung
bewilligt worden, so ist jede Zuwendung getrennt nachzuweisen. In jedem Falle sind in
dem Verwendungsnachweis für die institutionelle Förderung die Zuwendungen zur Pro-
jektförderung nachrichtlich anzugeben.

7 Prüfung der Verwendung

7.1 Die Stadt ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen, insbe-
sondere zu der Personalausstattung, zu den Eingruppierungen und zu den Vergütungen
der Beschäftigten, anzufordern sowie die Verwendung der Zuwendung durch örtliche
Erhebung zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Der Zuwendungsempfän-
ger hat die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu
erteilen.

7.2 Unterhält der Zuwendungsempfänger eine eigene Prüfungseinrichtung, ist von dieser
der Verwendungsnachweis vorher zu prüfen und die Prüfung unter Angabe ihres Ergeb-
nisses zu bescheinigen.

7.3 Das Rechnungsprüfungsamt ist berechtigt, bei dem Zuwendungsempfänger zu prüfen.

8 Erstattung der Zuwendung, Verzinsung

8.1 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach Verwaltungs-
verfahrensrecht (insbesondere §§ 48, 49 VwVfG) oder anderen Rechtsvorschriften un-
wirksam ist oder mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen oder widerrufen
wird. Die Erstattung der Zuwendung sowie deren Verzinsung richtet sich nach § 49 a
Nds. VwVfG

8.2 Werden Zuwendungen nicht alsbald nach der Auszahlung zur Erfüllung des Zuwen-
dungszwecks verwendet und wird der Zuwendungsbescheid nicht zurückgenommen
oder widerrufen, können für die Zeit von der Auszahlung bis zur zweckentsprechenden
Verwendung ebenfalls Zinsen verlangt werden.
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Anlage 2

Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung

Die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung enthalten Ne-
benbestimmungen (Bedingungen und Auflagen) im Sinne des § 36 Verwaltungsverfahrensge-
setzes (VwVfG) sowie notwendige Erläuterungen. Sie sind Bestandteil des Zuwendungsbe-
scheides, soweit dort nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist.

1 Anforderung und Verwendung der Zuwendung

1.1 Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuwendungsbescheid bestimmten Zwecks
verwendet werden. Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden.

1.2 Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (Zuwendungen, Lei-
stungen Dritter) und der Eigenanteil des Zuwendungsempfängers sind als Deckungs-
mittel für alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Ausgaben einzusetzen.
Der Finanzierungsplan ist hinsichtlich des Gesamtergebnisses verbindlich. Die Einzelan-
sätze dürfen um bis zu 20 v. H. überschritten werden, soweit die Überschreitung durch
entsprechende Einsparungen bei anderen Einzelansätzen ausgeglichen werden kann.
Beruht die Überschreitung eines Einzelansatzes auf behördlichen Bedingungen oder
Auflagen, insbesondere im Rahmen des baurechtlichen Verfahrens, sind innerhalb des
Gesamtergebnisses des Finanzierungsplans auch weitergehende Abweichungen zuläs-
sig.

1.3 Dürfen aus der Zuwendung auch Personalausgaben oder sächliche Verwaltungsaus-
gaben geleistet werden und werden die Gesamtausgaben des Zuwendungsempfängers
überwiegend aus Zuwendungen der öffentlichen Hand bestritten, darf die Zuwendung
nicht für Ausgaben angefordert oder verwendet werden, die entstehen, weil die Eingrup-
pierungen oder die Vergütungen der Beschäftigten des Zuwendungsempfängers höher
sind als die Eingruppierungen oder die Vergütungen vergleichbarer städtischer Bedien-
steter nach den tariflichen Bestimmungen wären, wenn die entsprechenden Aufgaben
von der Stadt wahrgenommen würden. Das gleiche gilt, wenn Ausgaben darauf zurück-
zuführen sind, daß der Zuwendungsempfänger für die Aufgabenerledigung mehr Be-
schäftigte einsetzt als dies die Stadt tun würde.

1.4 Die Zuwendung darf nur insoweit und nicht eher angefordert werden, als sie innerhalb
von zwei Monaten nach der Auszahlung für fällige Zahlungen benötigt wird. Die Anforde-
rung jedes Teilbetrages muß die zur Beurteilung des Mittelbedarfs erforderlichen Anga-
ben enthalten. Dabei ist die Verwendung bereits erhaltener Teilbeträge in summarischer
Form mitzuteilen. Im übrigen dürfen die Zuwendungen wie folgt in Anspruch genommen
werden:

1.4.1 bei Anteil- oder Festbetragsfinanzierung jeweils anteilig mit etwaigen Zuwendungen an
derer Zuwendungsgeber und mit vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zu-
wendungsempfängers,

1.4.2 bei Fehlbedarfsfinanzierung, wenn die vorgesehenen eigenen und sonstigen Mittel des
Zuwendungsempfängers verbraucht sind.

1.5 Der Zuwendungsbescheid kann mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden, wenn
sich herausstellt, daß der Zuwendungszweck mit der bewilligten Zuwendung nicht zu er-
reichen ist.
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2 Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung

Ermäßigen sich nach der Bewilligung die im Finanzierungsplan veranschlagten Gesamt-
ausgaben für den Zuwendungszweck, erhöhen sich die Deckungsmittel oder treten neue
Deckungsmittel hinzu, so kann sich die Zuwendung

2.1 bei Anteilsfinanzierung anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber
und den vorgesehenen sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfängers,

2.2 bei Festbetrags-, Fehlbedarfs- und Vollfinanzierung in der Regel um den hälftigen in
Betracht kommenden Betrag ermäßigen (vgl. § 3 Abs. 4 der Zuwendungsrichtlinien).

Dies gilt (mit Ausnahme der Vollfinanzierung) nur, wenn sich die Gesamtausgaben oder
die Deckungsmittel um 2,5 v. H. oder mehr ändern, mindestens jedoch um 1 000 DM.
Tritt der Fall der Überfinanzierung ein, so ist die Zuwendung in Höhe des über die Ge-
samtausgaben hinausgehenden Betrages zurückzufordern.

Zweckgebundene Spenden werden von dieser Regelung nicht erfaßt.

3 Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstände

3.1 Gegenstände, die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks erworben oder hergestellt
werden, sind für den Zuwendungszweck zu verwenden und sorgfältig zu behandeln. Der
Zuwendungsempfänger darf über sie vor Ablauf der im Zuwendungsbescheid festge-
legten zeitlichen Bindung nicht verfügen.

3.2 Der Zuwendungsempfänger hat die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks
beschafften Gegenstände, deren Anschaffungs- oder Herstellungswert 800 DMüber-
steigt, zu inventarisieren. Soweit aus besonderen Gründen die Stadt Eigentümer ist oder
wird, sind die Gegenstände in dem Inventar besonders zu kennzeichnen.

4 Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, unverzüglich der Stadt anzuzeigen, wenn

4.1 er nach Vorlage des Finanzierungsplans weitere Zuwendungen für denselben
Zweck bei Dritten beantragt oder von ihnen erhält oder wenn sich eine Ermäßigung der
Gesamtausgaben oder eine Änderung der Finanzierung um 2,5 v. H. oder mehr, minde-
stens jedoch 1 000 DM ergibt,

4.2 der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der Zuwendung maß-
geblichen Umstände sich ändern oder wegfallen,

4.3 sich Anhaltspunkte ergeben, daß der Zuwendungszweck nicht oder mit der
bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen ist,

4.4 die abgerufenen oder ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von zwei Monaten
nach Auszahlung verbraucht werden können,

4.5 zu inventarisierende Gegenstände innerhalb der zeitlichen Bindung nicht
mehr entsprechend dem Zuwendungszweck verwendet oder nicht mehr benötigt wer-
den,

4.6 ein Konkurs- oder Vergleichsverfahren gegen ihn beantragt oder eröffnet wird.
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5 Nachweis der Verwendung

5.1 Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs Monaten nach Er-
füllung des Zuwendungszwecks, spätestens jedoch mit Ablauf des 6. auf den Bewilli-
gungszeitraum folgenden Monats, der Stadt nachzuweisen (Verwendungsnachweis). Ist
der Zuwendungszweck nicht bis zum Ablauf des Haushaltsjahres erfüllt, ist binnen vier
Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres über die in diesem Jahr erhaltenen Beträge
ein Zwischennachweis zuführen.

5.2 Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen
Nachweis.

5.3 In dem Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung sowie das erzielte
Ergebnis im einzelnen darzustellen. Dem Sachbericht sind ggf. die Berichte der betei-
ligten Ämter der Verwaltung beizufügen.

5.4 In dem zahlenmäßigen Nachweis sind die Einnahmen und Ausgaben in
zeitlicher Folge und voneinander getrennt entsprechend der Gliederung des Finanzie-
rungsplanes auszuweisen. Der Nachweis muß alle mit dem Zuwendungszweck zusam-
menhängenden Einnahmen (Zuwendungen, Leistungen Dritter, eigene Mittel) und Aus-
gaben enthalten. Aus dem Nachweis müssen Tag, Empfänger/Einzahler sowie Grund
und Einzelbetrag jeder Zahlung ersichtlich sein. Soweit der Zuwendungsempfänger die
Möglichkeit zum Vorsteuerabzug nach § 15 UStG 1980 hat, dürfen nur die Entgelte
(Preise ohne Umsatzsteuer) berücksichtigt werden.

5.5 Mit dem Nachweis sind die Belege (Einnahme- und Ausgabebelege) über die
Einzelzahlungen und die Verträge über die Vergabe von Aufträgen vorzulegen.

5.6 Sofern ein einfacher Verwendungsnachweis zugelassen ist, besteht dieser aus
dem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis ohne Vorlage von Belegen. In
dem Nachweis sind Einnahmen und Ausgaben entsprechend der Gliederung des Finan-
zierungsplans in zeitlicher Reihenfolge in monatlichen Summen aufzuführen.

5.7 Der Zwischennachweis besteht aus dem Sachbericht und einem zahlen-
mäßigen Nachweis ohne Vorlage von Belegen, in dem Einnahmen und Ausgaben ent-
sprechend der Gliederung des Finanzierungsplans summarisch zusammenzustellen
sind.

5.8 Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen Angaben und Anlagen
enthalten, die Ausgabebelege insbesondere den Zahlungsempfänger, Grund und Tag
der Zahlung, den Zahlungsbeweis und bei Gegenständen den Verwendungszweck. Im
Verwendungsnachweis ist zu bestätigen, daß die Ausgaben notwendig waren, daß wirt-
schaftlich und sparsam verfahren worden ist und daß die Angaben mit den Büchern und
ggf. den Belegen übereinstimmen.

5.9 Der Zuwendungsempfänger hat die Belege fünf Jahre nach Vorlage des Ver-
wendungsnachweises aufzubewahren, sofern nicht nach steuerrechtlichen oder anderen
Vorschriften eine längere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist.

5.10 Darf der Zuwendungsempfänger zur Erfüllung des Zuwendungszwecks Mittel
an Dritte weiterleiten, muß er die Weitergabe davon abhängig machen, daß die empfan-
genen Stellen ihm gegenüber Zwischen- und Verwendungsnachweise nach den Num-
mern 5.1 - 5.8 erbringen. Diese Nachweise sind dem Verwendungsnachweis nach
Nummer 5.1 beizufügen.
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6 Prüfung der Verwendung

6.1 Die Stadt ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen,
insbesondere zu der Personalausstattung, zu den Eingruppierungen und zu den Vergü-
tungen der Beschäftigten, anzufordern sowie die Verwendung der Zuwendung durch ört-
liche Erhebungen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Der Zuwendungs-
empfänger hat die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten und die notwendigen Aus-
künfte zu erteilen. In den Fällen der Nr. 5.10 sind diese Rechte der Stadt auch dem
Dritten gegenüber auszubedingen.

6.2 Unterhält der Zuwendungsempfänger eine eigene Prüfungseinrichtung, ist von
dieser der Verwendungsnachweis vorher zu prüfen und die Prüfung unter Angabe ihres
Ergebnisses zu bescheinigen.

6.3 Das Rechnungsprüfungsamt ist berechtigt, bei dem Zuwendungsempfänger zu prüfen.

7 Erstattung der Zuwendung, Verzinsung

7.1 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach Verwaltungs-
verfahrensrecht (insbesondere §§ 48, 49 VwVfG) oder anderen Rechtsvorschriften un-
wirksam ist oder mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen oder widerrufen
wird. Die Erstattung der Zuwendung sowie deren Verzinsung richtet sich nach § 49 a
Nds. VwVfG.

7.2 Werden Zuwendungen nicht alsbald nach der Auszahlung zur Erfüllung des Zu-
wendungszwecks verwendet und wird der Zuwendungsbescheid nicht zurückgenommen
oder widerrufen, können für die Zeit von der Auszahlung bis zur zweckentsprechenden
Verwendung ebenfalls Zinsen verlangt werden.


